
Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag 
zur Eskalation zwischen Ukraine und Russland 
 
 
 
Wir erleben in diesen Tagen eine Zuspitzung im Osten der Ukraine, mit extremen Risiken zur 
Auslösung eines unkontrollierbaren Krieges zwischen Russland und der NATO. In den hiesigen 
Medien erfolgt dazu eine einseitige Darstellung mit Schuldzuweisungen an Russland, wobei die 
Realitäten geradezu auf den Kopf gestellt werden.  
Ausgeblendet wird, dass die Separatistenrepubliken in der Ostukraine nach nationalistischer und 
zum Teil faschistischer Aggression gegen die russischsprachige Bevölkerung in diesen Regionen 
entstanden sind. Die starke Präsenz rechter, paramilitärischer Kräfte in der Ukraine seit dem 
Umsturz von 2014 mit Bekenntnissen zur Nazi-Kollaboration während des zweiten Weltkrieges 
wurden und werden völlig ignoriert.  
Die NATO hat aktuell ein großangelegtes Kriegsmanöver „Defender Europe 2021“ in der 
Schwarzmeerregion begonnen. Damit einhergehend erreicht auch der Feindbildaufbau gegen 
Russland eine neue Qualität. Die ukrainische Regierung versucht, Russland als alleinigen 
Sündenbock für die seit 2014 mit der Assoziierung an die EU entstandenen, dramatischen 
wirtschaftlichen Probleme und Spannungen anzuprangern.  
Der Bundesausschuss Friedensratschlag fordert deshalb von der Bundesregierung ihren Einfluss 
gegenüber der Regierung der Ukraine und innerhalb der NATO geltend zu machen: 

• Das Abkommen Minsk II darf nicht länger durch die Ukraine torpediert werden. 
• Die NATO muss die Ausweitung der militärischen Drohkulisse in Osteuropa gegenüber 

Russland beenden.  
Gegenüber den kriegstreibenden Kräften in der Ukraine muss sich insbesondere Deutschland 
angesichts des anstehenden 80. Jahrestages des Überfalls von Nazi-Deutschland auf die 
Sowjetunion aus historischer Verantwortung eindeutig positionieren. Eine neue 
Entspannungspolitik ist unerlässlich. Kooperationsangebote von russischer Seite müssen ernst 
genommen und dürfen nicht länger mit kriegerischer Rhetorik überdeckt werden.  
 
Frankfurt, den 16.4.2021 
 
Für Rückfragen: Willi van Ooyen / mobil 0170 185 15 17 


	Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag zur Eskalation  zwischen Ukraine und Russland

